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Bericht des Abgeordneten Dr. Stavenhagen 

Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage ver-
einbar. 

Der Gesetzentwurf, der sich auf das am 1. Septem-
ber 1976 in Kraft getretene Ausbildungsplatzförde-
rungsgesetz bezieht, regelt zusätzliche Fragen der 
Ausbildungsplatzförderung. Die Berufsausbildungs-
abgabe soll durch die zuständige Berufsgenos-
senschaft bzw. durch eine noch zu bestimmende 
Einzugsstelle in den Fällen der Absätze 2 bis 4 des 
§ 1 des Entwurfs eingezogen werden. Ebenso sieht 
der Gesetzentwurf eine Änderung des Einkommen-
steuergesetzes und des Gewerbesteuergesetzes vor, 
um durch einen Ausbildungsplatz-Abzugsbetrag si-
cherzustellen, daß eine völlige steuerliche Entlastung 
hinsichtlich der finanziellen Hilfen nach dem Aus-
bildungsplatzförderungsgesetz eintritt. 

Der Gesetzentwurf hat Kosten zur Folge. Für den 
Fall, daß die Berufsausbildungsfinanzierung nach 
dem Ausbildungsplatzförderungsgesetz durchgeführt 
wird, entstehen als Folge des Ausbildungsplatz-Ab-
zugsbetrages Steuermindereinnahmen von rund 

300 000 000 DM, 

wobei das Gesamtaufkommen der Berufsausbildungs-
abgabe für 1978 auf 850 Millionen DM geschätzt 
wird. 

Diese Steuermindereinnahmen stünden aber sonst 
dem Haushalt nicht als verwendbare Mittel zur Ver-
fügung; sie ergäben sich vielmehr erst bei der Ab-
wicklung der Umlagefinanzierung. Insoweit erübrigt 
sich die Frage der haushaltsmäßigen Deckung dieser 
Mittel. 

Es sollen den Berufsgenossenschaften und den ge-
nannten Einzugsstellen die durch die Einziehung, 
Verwaltung, Abführung und Abrechnung der Berufs-
ausbildungsabgabe entstehenden Kosten ersetzt 
werden. Im Gesetzentwurf des Bundesrates sind die-
se Kosten auf etwa 2 bis 6 vom Hundert des Ge-
samtaufkommens der Berufsausbildungsabgabe ge-
schätzt und auf 14 bis 48 Millionen DM beziffert. In 
der vom federführenden Ausschuß für Bildung und 
Wissenschaft vorgelegten Fassung des Gesetzent-
wurfs werden diese Kosten durch die Bundesregie-
rung aber nur auf jährlich 

8 000 000 DM bis 10 000 000 DM 
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geschätzt. Diese Kostenunterschiede erklären sich 
insbesondere aufgrund einer unterschiedlichen Kon-
zeption. Diese Kosten sollen zunächst spitz abge-
rechnet und später durch eine Pauschale ersetzt 
werden. Sie sind weitgehend vom Bund zu tragen. 
Deckung müßte im Falle der Durchführung der Aus-
bildungsplatz-Finanzierung bei den Zuweisungen 
und Zuschüssen für das Bundesinstitut für Berufs

-

bildung bei Kap. 31 04 Tit. 685 01 im Entwurf des 
Bundeshaushaltsplans für 1978 und für die Folge-
jahre in der Finanzplanung des Bundes gefunden 
werden, weil der Gesetzentwurf am 1. Januar 1978 
in Kraft treten soll. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft vorgelegten 
Beschlußempfehlung zu dem Gesetzentwurf. 

Bonn, den 5. Oktober 1977 
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